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Gefährdung statt HUfe

Mitte Aueust fand in Genf eine Pressekonferenz statt.
veranstaltet von Vertretern einer Vereinigung. die sich
für die Wahrung des Asylrechts einsetzt. Gegenstand
war die Heimschaffune eines abgewiesenen Asylbewer-
bers aus Zaire, der im Verfahren erfolglos Furcht vor
Vertbleune. u. a. auferund von Exilaktiviläien. geltend
gemacht hatte.
Der Presse wurde eine umfangreiche Dokumentation
übergeben, die die wichtigsten Aktenstücke des Asyl-
Verfahrens enthält, unter Preisgabe sämtlicher relevan-
ter Personaldaten (Name. Vorname. Geburtsdatum
usw. ). Der Vollständigkeit halber wurden auch eine
chronologische Auflistung der politischen Aktiviiäten
des Asvlbewerbers (darunter bspw. die Teilnahme an
einer Konsulatsbesetzune in Genf) sowie ein die Mit-
gliedschaft bestätigendes Schreiben einer Befreiungs-
bewegung mitgeliefert. Hinzuzufügen wäre noch. dass
angesichts der Umstände der Heimschaffung nach
Kinshasa das vorgängiee Einholen des Einverständnis-
ses des Betroffenen nicht möglich war und dass zum
Zeitpunkt der Pressekonferenz über den Verbleib des
Abgeschobenen keinerlei Klarheit herrschte.
Ohne Zynismus: Die Staatsanwaltschaft in Kinshasa
wird dieses «Geständnis» in Form der Pressedokumen-
tation wohl dankbar zu ihren Akten legen und gegebe-
nenfalls ihre Anklageschrift darauf aufbauen. Ob im
konkreten Fall Informationen publiziert wurden. die
den zairischen Sicherheitsbehörden neu waren. ist
unbekannt. Der Grundsatz muss so oder so sein:
Wahrung des Persönlichkeitsschutzes und Verhinde-
rung jeglicher Gefährdung!
«Auf der Seite der Flüchtlinge» engagieren sich breite
Kreise, welche weit über die institutionalisierte Flücht-
lingshilfe hinausreichen. All diese Kräfte sind zurzeit
wohl die einzige Hoffnung, dass den fremdenieindli-
chen Tendenzen und einer restriktiven Asylpraxis wirk-
sam Ge.eensteuer gegeben werden kann. Nie darf
jedoch über die Köpfe der Betroffenen hinweg und mit
deren Köpfen Politik gemacht werden. Eine engagierte
Asylpolitik hat zu vermeiden, sich in die Tradition
derjenigen unserer Vorfahren zu stellen. die lange
genug Angehörige anderer Kulturen als blosse Objekte
betrachtet haben.
Öffentlichkeitsarbeit hat sich daher primär an den Per-
sönlichkeitsrechten der Flüchtlinge zu orientieren. Nur
so kann vermieden werden. Menschen unnötig zu expo-
nieren und. schlimmstenfalls, politische \'ertolgung
mitzuproduzieren.
Andernfalls müsste die im letzten ASYL begonnene
Serie über die subjektiven Nachfluchtgründe - in dieser
Nummer findet sich Teil II - wohl bald ergänzt werden.
Titel: «Durch Dritte gesetzte Nachfluchtgründe».

Mario Gattiker

Die Entwicklung der Definition politischer
Verfolgung in der Schweiz
(Gekürzte Niederschrift eines am 9. 9. 1986 bei der Studientaguns
"Politisches Asyl im europäischen Vergleich» der Landeszentrale für
politische Bildung des Landes Nordrhein-Westt'alen in Münster vor-
Betragenen Referates)

I. Entwicklung der Definition politischer Verfolgung
in den gesetzlichen Bestimmungen

Das erste Ausländergesetz von 1931 ermächtigte den
Bundesrai, dem Ausländer, welcher glaubhaft macht.
politischer Verfolgung ausgesetzt zu sein, Asyl zu
gewähren.' Eine Umschreibung des Begriffs politischer
Flüchtling enthielt das Gesetz nicht. Auch im revidier-
ten Ausländereesetz von 1948 finden wir keine solche
Umschreibung. - Erst mit Inkrafttreten der Verordnung
vom 1. 3. 1949 zum revidierten Ausländergesetz wurde
der Begriff «politischer Flüchtling» durch den Aus-
druck «Flüchtling» ersetzt. Zugleich finden wir in die-
ser Verordnung das erste Mal eine Umschreibung der
politischen Verfolgung. - Nebst den politischen wurden
jetzt auch andere Gründe zugelassen. Die sich in die
Schweiz flüchtende Person musste an Leib und Leben
gefährdet sein und ausser der Flucht in die Schweiz
keine andere Möglichkeit schabt haben. um sich der ihr
drohenden Gefahren zu entziehen. Zum ersten Mal
finden wir auch Ausschlusseründe im Gesetz.
Eine der Flüchtlingskonvention angepasste Definition
politischer Verfolgung finden wir erst im Schweizer
Asylgesetz von 1979. 3 Diese Definition entspricht einer
Art Kodifizieruns der Praxis der vorangehenden Jahre.
Deshalb seht sie über die Definition in der Konvention
hinaus. Die Mehrheit der Schweizer Parlamentarier hat
sich anlässlich der Beratungen zu den seither erfolgten
Revisionen des Asylgesetzes für eine Beibehaltung der
1979 ins Gesetz aufgenommenen Definition ausgespro-
chen. Die somit weiterhin gültige Definition politischer
Verfolgung enthält eine erschöpfende Aufzählung der
Verfolgungsgründe. aber auch objektive und subjek-
tive Voraussetzungen der Asylgewährung. Die Aus-
schlusseründe werden in weiteren Artikeln geregelt.6

II. Interpretation der gesetzlichen Bestimmungen

l. Urheber der Verfolgungshandlungen

Es war in der Schweizer Praxis von jeher unbestritten.
dass die Vertblgungsmassnahmen vom Staat ausgehen
müssen. Sämtliche Handlungen irgendwelcher staatli-
eher Organe, deren Kompetenz aus entsprechenden
Gesetzen hervorgeht, sind dem Staat zuzurechnen.
Die Schweizer Asvibehörden waren jedoch immer äus-
serst zurückhaltend, was die Handlungen von nicht-
staatlichen paramilitärischen oder anderen gewalttäti-
gen Gruppierungen betrifft, selbst wenn diese vom
Staat toleriert wurden. Solche Handlungen werden im
allgemeinen als von privaten Drittpersonen ausgehend
charakterisiert und deshalb nicht als dem Staate zure-
chenbar betrachtet. Personen, welche Massnahmen sei-



tens solcher Gruppierungen geltend machen. erhalten
in der Schweiz im allgemeinen kein Asyl. ausser der
Zusammenhang zwischen der Gruppierung und dem
Staat sei derart offensichtlich, dass man ihn nicht ver-
leugnen kann. Dabei wird der Tatsache, dass der Staat
solche Handlungen toleriert, ja unter Umständen sogar
fördert oder nicht fähig oder willens ist. sie zu bekämp-
fen. kaum oder sar nicht Rechnung getragen. Die ent-
scheidenden Instanzen berufen sich zudem betreffend
des fehlenden Einschreitens seitens des Staates auf die
Tatsache, dass die Zentralbehörden aufgrund der geo-
grafischen Gegebenheiten in ihrer Interventionsmög-
lichkeit eehemmt seien. Einer solchen Betrachtungs-
weise kann nicht eetolet werden. vor allem wenn solche
Übergriffe monate-. ja sogar jahrelang andauern.

. Zeitpunkt der staaatlichen Massnahmen
bzw. der Gefährdung

Eine wesentliche Voraussetzung für die Asylgewährung
ist zweifellos, dass ein zeitlicher Zusammenhang zwi-
sehen der Entstehung der Gefährdung für den Auslän-
der. seiner Flucht und der Einreichun.a seines Asylge-
suchs besteht. Immer wieder werden von den Schwei-
zer Behörden Asvleesuche mit der Begründung abge-
wiesen, dass die Ausreise des Gesuchstellers verspätet
erfolst sei und seine Gefährdun.e deshalb nicht mehr
vermutet werden könne, da ihm ja vor der Ausreise
nichts geschehen sei.
Grund zur Ausreise eines Gesuchstellers sollte eine im
Gesetz vorgesehene Massnahme gebildet haben. Die
Ausreise sollte zudem so unmittelbar wie möglich nach
Eintreffen der asvlbesründenden Umstände oder aber
unmittelbar nach Aufkommen der begründeten Furcht
vorbereitet worden sein. Eine verspätete Ausreise stellt
die Glaubwürdigkeit des Gesuchstellers in den Augen
der Behörden in Frage.
Eine Vertbleuna bzw. eine Vertolgun.essefahr muss
also im Moment der Ausreise bestanden haben. Wenn
die asylbegründenden Umstände erst nach der Flucht
entstanden sind. werden sie von den Schweizer Behör-
den nur dann als Asvlgrund anerkannt, wenn sie ohne
direktes Zutun des Gesuchstellers aufgekommen sind.
d. h. wenn es sich um objektive Nachfluchtgründe han-
delt (Regimewechsel im Heimatland während Ausland-
aufenthalt des Gesuchstellers).
Subjektive Nachfluchtgründe sind von den Schweizer
Behörden bis anhin nur in vereinzelten Fällen aner-
kannt worden, wobei sie allerdings bei der Frage der
Heimschaffbarkeit eine sewisse Rolle spielen.

3. Die Verfolgungsgründe

Die heutige Definition enthält verschiedene Gründe.
weshalb jemand zum Flüchtling werden kann. Diese
Aufzählune ist das Ergebnis einer langen Entwicklung.
So wurden bis nach dem Zweiten Weltkrieg lediglich
politisch Verfolgte im engsten Sinne des Wortes als

Flüchtlinge anerkannt. Eine Aufzählung aus einem
Vertrag von Bundesanwalt Stämpfli vom Jahre 1933
bestätigt, dass die Praxis den Gesetzestext in rieorose-

ster Weise befolgte. Er sagte damals, dass sich unter
den noch in der Schweiz anwesenden anerkannten
Flüchtlingen insbesondere Parteiführer. Mitglieder von
Parlamenten des Deutschen Reiches, deutscher Länder
oder Städte befänden, die an Parteikämpfen teilgenom-
men hätten. Daneben hätte es einige Redaktoren. Lite-
raten. Rechtsanwälte und Lehrer. ii
In einem Kreisschreiben der Polizeiabteilung vom
13. 8. 1942 wurde klar festgehalten, dass der Judenboy-
kott allein nicht als politischer Grund zu bewerten sei.9
Sogar nachdem bereits alarmierende Informationen

über die Judenverfolgung in Deutschland und anderswo
in die Schweiz durchgedrungen waren. kam das Eidge-
nössische Justiz- und Polizeidepartement nicht von sei-
ner Haltung ab. dass Flüchtlinge nur aus Rassengrün-
den. Z. B. Juden, nicht als politische Flüchtlinge gäl-
ten. lu Nur Juden, welche zusätzlich aufgrund einer poli-
tischen Tätigkeit gefährdet waren, konnten den Status
des politischen Flüchtlings erhalten.
Mit Inkrafttreten der Verordnung vom 1. 3. 1949 zum
Bundeseesetz über Aufenthalt und Niederlassung von
Ausländern vom 8. 10. 1948 wurde der Begriff «politi-
scher Flüchtling» durch den Ausdruck «Flüchtling»
ersetzt. Diese Umbenennung im Gesetz entsprach einer
Ausweitung der Praxis und reflektierte einen Gesin-
nunsswandel. welcher sich aus der unbefriedigenden
Situation während des Krieges ergeben hatte."
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Nachdem der Bundesrat im Jahre 1954 die Flüchtlings-
konvention und 1968 das entsprechende Zusatzproto-
koll ratifiziert hatte, wurden in einem Kreisschreiben
des Eideenössischen Justiz- und Polizeidepanementes
erstmals die Verfoleun.esgründe der Konvention voll-
umfänelich übernommen. ' Diese Umschreibung der
Verfolsunesgründe sollte keine Änderungen mehr
erfahren. Sie wurde 1979 ins erste Asylgeseiz autge-
nommen und blieb auch anlässlich der beiden seither
erfolgten Gesetzesrevisionen unangetastet.

4. Auslegung der Verfolgungsgriinde durch die
Schweizer Behörden

4. 1 Verfolgung aufgrund der Rasse. Religion. \aiiona-
lität, Zugehörigkeit zu einer besiimmien sozialen
Gruppe...

Allein die Zugehörigkeit zu einer der erwähnten Perso-
nensruppen genügt nach Schweizer Praxis nicht um als
Flüchtling anerkannt zu werden. Schon in der Vergan-
genheit musste jede Person zumindest glaubhaft
machen können, dass sie aufgrund dieser Zugehöng-
keit gegen sie persönlich gerichtete Nachteile erlitten
hat. Bereits in einem Schreiben vom 12. 7. 1944 hielt die
Polizeiabteilung fest. dass nur persönlich verfolgte Per-
sonen als gefährdet aus politischen Gründen betrachtet
werden könnten.
Die Kollektivverfoleung wurde bei uns nie offiziell
anerkannt, selbst nicht in Zeiten. in denen dieses Prin-
zip de facto gewisse Einbrüche erlebt hat. Erinnern wir
uns nur an die pauschale Zulassung der ungarischen
und tschechischen Flüchtlinge. In der Tat kam diese
spezielle Behandlung einer Art Anerkennung der Kol-
lektivverfolgung gleich.
Nicht beachtet wird hingegen, dass es heute in gewissen
Herkunftsländern Minderheiten gibt. deren einzelne
Mitelieder in ihrer Eigenschaft als Gruppenaneehörige
derart einschneidende Massnahmen über sich ergehen
lassen müssen, dass man annehmen könnte, das Mass
an zumutbaren Handlungen seitens des Staates sei
überschritten. Dennoch werden die Asylgesuche der
Angehörigen dieser Bevölkerungsgruppen geradezu
kategorisch abgelehnt, weil - so wird heute argumen-
tiert - die betroffene Einzelperson nicht mehr als ihre
Mitbürger erlebt habe.
Die Folge dieser Praxis ist. dass zum Beispiel nur wenig
Tamilen Asyl erhalten. Ebenso zurückhaltend sind die
Schweizer Behörden gegenüber Angehörigen der kur-
dischen Minderheit, obwohl es in gewissen Gebieten
der Türkei und Sri Lankas zu schwersten und systemati-
sehen Übergriffen seitens der Militareinheiten auf die
erwähnten Minderheiten kommt.
Zum Ausgleich des Prinzips der individualisierten Ver-
folgung müssten die Herkunftsländer bzw. -gebiete so -
eher Äsylbewerber zumindest in Regionen eingeteilt
werden. 'Es gibt nämlich Gebiete, in welchen die Mass-
nahmen derKollekrivverfolgung so einschneidend sind.
dass die Grenze des individuell Zumutbaren bei weitem
überschritten wird. Z. B. die türkische Stadt Tunceli

und ihre Umeebune, welche seit Monaten geradezu

belagert wird. Bei einer differenzierteren Betrachtungs-
weise würde die Vermutung bezüglich Personen aus
einer besonders gefährdeten Gegend eher für eine Ver-
folgung sprechen, was die Anforderungen an die
Glaubwürdigkeit herabsetzen würde.
Solche Überlegungen haben bis anhin nur bezüglich
weniger Personenkate.gorien zu einer differenzierteren
und weniger strengen Praxis geführt. So spricht die
Vermutung zum Beispiel für die Verfolgung der Baha'i.
falls diese illegal aus dem Iran ausgereist sind. Ebenso

spricht die Vermutung unter gewissen Voraussetzungen
für die Gefahren, denen ein syrisch-orthodoxer Mann
im türkischen Militärdienst ausgesetzt wäre.

4. 2 Verfolgung aufgrund der politischen Anschau-
ungen

Während die ersten vier Verfol.aungsmotive eher leicht
umschreibbar sind. hat die Interpretation des Begriffs
«politische Anschauungen» zu Kontroversen Anlass ge-
geben.
Eine restriktive Interpretation schützt nur Personen,
welche weeen ihrer den Machthabern entgegenstehen-
den politischen Anschauungen schwerwiegende Nach-
teile erfuhren. Ihre Haltung muss den Behörden des
Herkunftslandes also bekannt sein und letztere müssen

deswegen gegen diese Personen vorgehen wollen oder
vorgegangen sein.
Eine grosszügige Interpretation schützt jede Person.
welche aufgrund ihrer politischen Tätigkeit einer staat-
lichen Verfolgung ausgesetzt war oder sein könnte.
In einer Weisung der Polizeiabteiluns vom 29. 12. 1942
wurde unmissverständlich festgehalten, dass Personen.
welche wegen ihrer politischen Gesinnung oder ent-
sprechender politischen Tätigkeit gesucht oder sonstwie
verfolgt würden, politische Flüchtlinge seien. 14
Bereits in jener Zeit haben die Schweizer Behörden
also auch Schutz für Nachteile aus politischer Tätigkeit
"ewährt. Diese Praxis wurde bis heute aufrechter-
halten. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass die
Gesetzeebuns eines Herkunftslandes eine bestimmte
politische Tätigkeit verbietet und somit Zuwiderhan-
delnde strafrechtlich verfolgt.
Eine solche Einschränkung verstösst gegen die Mei-
nungsäusserungsfreiheit. und eine darauf begründete
Vertblguns muss als politische Verfolgung betrachtet
werden. Diese Meinung wird auch von den Schweizer
Behörden vertreten. Probleme ergeben sich dann.
wenn wir es mit einem eigentlichen politischen Delikt
zu tun haben.

4. 3 Das politische Delikt
Der Bundesrat fällte in diesem Zusammenhang im Juli
1969 einen grundlegenden Entscheid. Er entschied
damals als letzte Instanz in einer Asylangelegenheit.
Der belgische Gesuchsteller. ein Begründer der Befrei-
ungsfront. war wegen seiner Teilnahme an fünf
Bombenanschlägen zu zehn Jahren Zuchthaus verur-



teilt worden. In seinem Entscheid weist der Bundesrat
darauf hin. dass Verbrechen gegen die politische und
soziale Organisation des Staates politische Delikte im
engsten Sinne seien. Ebenso gehörten aber auch sämtli-
ehe semeinrechtliche Taten dazu. welche aufgrund der
Umstände, in welchen sie begangen worden sind. vor
allem aber aufgrund der ihnen zugrunde liegenden
Motivation und ihrer Ziele, einen vorherrschenden
politischen Charakter hätten. '-' In der Folge machte der
Bundesrat eine Abwägung zwischen Motivation und
erwünschtem Ziel und den gewählten Durchsetzungs-
mitteln. 16 Er berief sich dabei auf einen Entscheid des
Bundesgerichtes, welches zu folgendem Schluss gekom-
men war: «Wenn sich aus seiner Rechtfertigung ergibt.
dass das politische Endziel in solcher Ferne liegt, dass
vernünftieerweise der Täter nicht annehmen konnte.
seine Tat habe irgendeinen direkten Einfluss darauf
jder sei wenigstens geeignet, dasselbe in einer auch
Dritten klar ersichtlichen Weise vorzubereiten. so fehlt
wieder jeder Grund zur Gewährung des Asyl-
Schutzes.»
Solche Abwäsuneen zur Würdigung der spezifischen
politischen Situation im Herkunftsland können in der
heutigen Praxis in keiner Hinsicht mehr gefunden wer-
den. Dies führt dazu. dass einerseits sämtliche Perso-
nen. welche zum Erreichen ihres Zieles Gewalt einge-
setzt haben, a priori als asylunwürdig betrachtet wer-
den: andererseits wird etwa auch der politische Charak-
ter einer Verfolguna bestritten. wenn es sich um ein
eigentliches politisches Delikt handelt, ohne dass eine
differenzierte Beurteilung vor dem Hintergrund des
jeweiligen politischen Kontextes vorgenommen wird.
Als Beispiel sei ein Entscheid derEJPD vom 5. 11. 1985
erwähnt, in dem im Falle eines Äthiopiers die Vertbl-
gung wegen Hochverrats als legitime strafrechtliche
Verfolgung dargestellt wird. 18
Damit'hat sich seit dem erwähnten bundesrätlichen
Entscheid eine klare Verschärfung der schweizerischen
Asylpolitik abgezeichnet.

5. Objektive Voraussetzungen der Asylgewährung

Nach der geltenden Gesetzgebung muss der Gesuch-
steiler ernsthaften Nachteilen ausgesetzt gewesen sein.
Diese Nachteile werden mit der Gefährdung von Leib.
Leben und Freiheit sowie Massnahmen, die einen uner-
fraglichen psychischen Druck bewirken, umschrieben.
Einen ersten Hinweis auf die objektiven Voraussetzun-
gen finden wir in einer Weisung der Polizeiabteilung
vom 14. /15. 9. 1943 betreffend die Nichtrückweisung an
der Grenze. '9 Damals wurde ledislich auf die Get'ähr-
düng an Leib und Leben verwiesen. Auch Artikel 21
der Verordnung vom 1. 3. 1949 nennt nur die obigen
zwei objektiven Voraussetzungen. - Im Gegensatz zur
schweizerischen Gesetzgebung enthält die Konvention
von 1951 keine Umschreibung der objektiven Voraus-
Setzungen.
In der Rechtslehre ist es zu grossen Diskussionen dar-
über gekommen, gegen welche Güter eine Verfolgung

gerichtet sein muss. um pertinent zu sein. Eine grosszü-
gigere Interpretation hat sich durchgesetzt und hat wohl
auch die Schweizer Praxis sowie den Gesetzgeber
beeinflusst. So wurden auch Massnahmen gegen die
Freiheit als asylbegründend eingestuft und schliesslich
ins Gesetz aufgenommen.
Fraglich ist jedoch, wie weit eine staatliche Massnahme
sehen muss. um asvlbe^ründend zu sein. In der Praxis
der Schweizer Asvlbehörden kann kein klar umschrie-

bener Massstab des Zumutbaren gefunden werden. So
ist es einerseits möglich, dass eine Inhaftierung von drei
Wochen als asvlrelevant betrachtet wird. während ein
Freiheitsentzug von mehreren Monaten noch als irrele-
vant eingestuft wird. Wichtig sind bei der Beurteilung
auch die Nebenerscheinungen einer solchen Mass-
nähme. Erlittene Folter zum Beispiel kann die Anfor-
derungen an die Dauer des Freiheitsentzuges herab-
setzen.

Im Gesetz nicht festgehalten, jedoch durch die Praxis in
den letzten Jahren eingeführt, ist die Asylgewährung
für Massnahmen gegen die wirtschaftliche Existenz des
Gesuchstellers. Zur Zeit der grossen Welle der Ost-
flüchtlinee wurde die Existenzbedrohung in recht gross-
zügiger Weise angenommen. Im Laute der Zeit wurde
die Praxis jedoch massgebend eingeschränkt. Zu Asyl
führt im allgemeinen höchstens die Existenzvernich-
tung. d. h. ein weiteres Verbleiben in ihrem Heimat-
oder Herkunftsstaat muss der gesuchstellenden Person
geradezu verunmöglicht worden sein. Des weiteren
müssen diese vernichtenden Massnahmen aufgrund
eines der im Gesetz genannten Gründe erfolgt sein und
sich nur gegen die gesuchstellende Person gerichtet
haben. Falls ein ganzes Gebiet von derselben staatli-
chen Massnahme betroffen wurde, fehlt die in der
Schweizer Praxis geforderte Individualität der staatli-
chen Massnahmen. Diese Haltung wird gegenüber
Gesuchstellern aus der dritten Welt in restriktivster
Form vertreten und erfährt höchstens gegenüber Osteu-
ropäern eine gewisse Entschärfung.

6. Subjektive Voraussetzung der Asylgewährung

Nach dem Zweiten Weltkrieg sind vielerorts totalitäre
Regime an die Macht gekommen. Zur Konsolidierung
ihrer Stellung haben sie - um den immer lauter werden-
den Kritiken bezüglich der traditionellen und nachweis-
baren Foltermethoden auszuweichen - immer raffinier-
tere und unnachweisbarere Foltermethoden eingeführt.
Damit sollten die Regimegegner zermürbt werden. Als
Reaktion auf diese Entwicklung hat sich in der Schwei-
zer Praxis eine Ausweitung des Begriffs der politischen
Verfoleune ergeben. Nebst den rein objektiven Tatbe-
ständen konnte nun neu auch ein subjektiver Tatbe-
stand, nämlich die regimebedingte innere Zwangslage,
zur Asylgewährung führen. Somit konnte eine Person
fortan als Flüchtling anerkannt werden. ohne direkt an
Leib und Leben gefährdet gewesen zu sein. Der Bun-
desrat wies bereits in seinem Geschäftsbericht von 1958
auf diese Entwicklung hin. 21 Im Jahre 1979 wurde diese



Praxis schliesslich kodifiziert und der Begriff des «psy-
chischen Drucks» ins Gesetz aufgenommen. Damit gin-
sen die schweizerischen Asylbehörden sowie der
Gesetzgeber über die Definition politischer Verfolgung
der Flüchtlingskonvention hinaus.
Nach der Schweizer Praxis sollen somit auch Massnah-
men. die einen unerträglichen psychischen Druck
bewirken, als ernsthafter Nachteil im Sinne des Asylge-
setzes gelten können. Von Wichtigkeit ist in diesem
Zusammenhang, dass das Gesetz unmissverständlich
vorsieht, dass dieser psychische Druck durch Massnah-
men hervorgerufen worden sein muss. welche wie-
derum direkt gegen den Gesuchsteller gerichtet gewe-
sen sein müssen. Damit wird der psychische Druck
objektiviert. Der psychische Druck kann zum Beispiel
angenommen werden, wenn eine Person verschiedent-
lich für kurze Zeit inhaftiert war und immer wieder von
den Behörden vorgeladen und schikaniert wurde. Ein
solcher psychischer Druck wird in der heutigen Asvl-
praxis bei Osteuropaflüchtlingen immer noch verhalt-
nismässig bald angenommen, ganz im Gegensatz zu den
Gesuchstellern aus den übrigen Herkunftsländern.
Müsste der psychische Druck nicht etwa bei Personen
aus gewissen kurdischen Dörfern anerkannt werden.
wenn sie zum Beispiel regelmässig staatlichen Repres-
sionsmassnahmen ausgesetzt waren, selbst wenn sich
diese auch gegen andere Dorfbewohner richteten? Aus
der Haltung der Behörden entsteht der Eindruck, dass
diese Erweiteruns der Definition der politischen Ver-
folgung insbesondere in Hinsicht auf die Osteuropa-
flüchtlmge gemacht worden ist. jedoch auf keinen Fall
für Gesuchsteller aus den übrigen Herkunftsländern
bestimmt ist.

7. Die begründete Furcht

Einer Person kann auch dann Asyl gewährt werden.
wenn sie noch keinerlei ernsthaften Nachteilen ausge-
setzt war. jedoch mit Recht befürchtet, solchen Nach-
teilen auseesetzt werden zu können.
Die schweizerischen Asylbehörden haben sich immer
auf eine objektive Interpretation gestützt. Danach wird
die gesuchstellende Person mit einer durchschnittlichen
Person ihres Heimat- oder Herkunftslandes in dersel-
ben Situation verglichen, um die Begründeiheit ihrer
Furcht festzustellen. In Unkenntnis der spezifischen
Eigenschaften eines Volkes begeht man jedoch leicht
den Fehler, eine Person nach einer durch unsere unmit-
telbare Umwelt beeinflussten Betrachtungsweise einzu-
schätzen. Es besteht deshalb die Gefahr, dass man an
der wirklichen Situation eines Landes bzw. eines Dor-
fes vorbeigeht, weil man sich ganz einfach nicht in diese
einfühlen kann.
Dazu kommt die Tatsache, dass die Furcht begründet
sein muss. Dabei gehen die Behörden davon aus. dass
die befürchteten Verfolgungsmassnahmen mit einer
gewissen Wahrscheinlichkeit eintreffen, dass sie gegen
die gesuchstellende Person persönlich gerichtet und
dass sie von einer gewissen Intensität sein müssen.

Gewisse Indizien müssen für diese Wahrscheinlichkeit
sprechen.
All dies führt dazu. dass die Furcht der meisten Asylbe-
werber als unbegründet eineeschätzt wird. In der Praxis
ergibt sich nur für einige Personengruppen eine gewisse
Reeelvermutung für eine begründete Furcht, dazu zäh-
len zum Beispiel:
- Personen, welche in ihrer Heimat als politisch ver-

dächtie betrachtet werden müssen, wie zum Beispiel
ehemalige führende Mitglieder einer früher herr-
sehenden Partei oder Gruppierung:

- Personen, welche sich aktiv gegen die Machthaber
ihres Landes gestellt haben (z.B. politische Delin-
quenten und aktive Mitglieder verbotener Opposi-
tionsgruppen);

- Personen, welche bereits aus politischen Gründen
eine Haftstrafe abgesessen und sich unmittelbar nach
ihrer Haftentlassung ins Ausland geflüchtet haben."

III. Schlussfolgerungen

Die Schweizer Asylpraxis stand in den sechziger und
siebziger Jahren unter den Eindrücken der Fluchtbewe-
suneen des Zweiten Weltkrieges. Auch der Gesetzge-
ber wurde masssebend dadurch beeinflusst. Dies führte
1979 zur Aufnahme einer liberalen Definition politi-
scher Verfolgung in das Schweizer Asylgesetz. Als
Flüchtling wurde in erster Linie die im europäischen
Raum gefährdete Person betrachtet. Kaum in Betracht
gezogen wurde damals eine Situation. in welcher
Gesuchsteller aus aussereuropäischen Gebieten anzahl-
massig die Asvlsuchenden aus dem europäischen Raum
weit übenviesen würden. Ein erosser Teil der Gesuch-
steiler gewisser aussereuropäischer Bevölkerungsgrup-
pen würde der heutigen Definition politischer Verfol-
sung genügen. Trotzdem kommt es nur zu wenigen
Anerkennungen. Diese Tatsache ist insbesondere dar-
auf zurückzuführen, dass der psychische Druck bei
diesen Asvlbewerbern kaum angenommen wird. Die
Behörden berufen sich im allgemeinen. ganz im Gegen-
satz zur Praxis betreffend Osteuropäer. auf die feh-
lende Individualität der Verfoleungshandlungen. Es
wäre wünschenswert, wenn sich die Behörden vermehrt
und vertieft fraeen würden, wo der psychische Druck
besinnt. Sind wir selbst wirklich so stark, dass wir all,
das. was der kurdische Familienvater erlebt hat. ein-
fach so über uns ergehen lassen könnten? Wo befänden
sich unsere Grenzen? Denise Graf-Metghalchi

Anmerkuneen

l Bundeseeseiz vom 26. März 1931 über Aufenthalt und Niederlas-
sune der Ausländer. Art. 21: «Der Bundesrat kann einem Aus-
[ander, welcher elaubhaft macht, er suche Zuflucht vor politischer
Vertbleune. und welchem eine Bewillieuna verweigert wurde,
Asyl gewahren, indem er einen Kanion. nach Einholung von
dessen Vernehmlassung, zur Duldung verpflichtet.»

2 Bundesaeseiz vom 8. Oktober 1948.
3 Art. 21r«Flüchtlinee» «Das Eidgenössische Justiz- und Polizeide-

panement kann Richtlinien über die Aufnahme oder Rückwei-



9

10

11

13

14

19

20
21

sung von Flüchtlingen erlassen. Auf jeden Fall sind Ausländer.
die aus politischen oder anderen Gründen an Leib und Leben
sefährdet sind und keinen anderen Ausweg als die Flucht in die
Schweiz haben, um sich dieser Gefahr zu entziehen, als Flücht-
linge aufzunehmen, soweit nicht zwingende öffentliche Interessen
entgegenstehen.
«. . "ffineeeen sind Ausländer, die wegen verwerflicher Handlun-
een des Asvls unwürdis erscheinen oder die durch ihre bisherige
Tätiskeit oder ihre Haltung die schweizerischen Interessen ver-
letzt haben oder gefährden, zurückzuweisen.»
Art. 3: «Flüchtlinge sind Ausländer. die in ihrem Heimatland
oder im Land. wo sie zuletzt wohnten, wegen ihrer Rasse. Reli-
aion. Nationalität. Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder wegen ihrer politischen Anschauungen ernsihat'ten
Nachteilen auseeserzt sind oder begründete Furcht haben, solchen
Nachteilen auseesetzi zu werden. Als ernsthafte Nachteile gelten
namentlich die Gefährdung von Leib. Leben oder Freiheit sowie
Massnahmen. die einen unerträglichen psychischen Druck be-
wirken.»
Art. 6: Aufenthalt in Drittstaat.
Art. 8: Unwürdiekeii und Gefährdung der Staatssicherheit.
Siehe dazu die Artikel von Tellenbach in dieser Nummer sowie
von TellenbachiKoch in ASYL 86/2
Siehe dazu Ludwig: Flüchtlingspolitik 1933-1955. S. 7:
«I. Nicht zurückzuweisen sind
2. Politische Flüchtlinee. d. h. Ausländer. die sich bei der ersien
Befragung von sich aus als solche ausgeben und es alaubhaft
machen können. Flüchtlinge nur aus Rassengründen. Z. B. Juden.
gelten nicht als politische Flüchtlinge.»
Weisung der Polizeiabteilung vom 26. 9. 1942: «... Flüchtlinge nur
aus Rasseneründen sind nach der bisherigen Praxis nicht politi-
sehe Flüchtlinge.»
Siehe Anmerkung 3.
Kreisschreiben des EJPD vom 10. Oktober 1969: ..Grundsätze
und Richtlinien betreffend die Aufnahme von Flüchtlingen und
das Asylverfahren.
1. 1. Asvlbeeehren wird stattgegeben, wenn der Gesuchsteller

glaubhaft danul.
- dass er im Heimat- oder Herkunftsland wegen seiner Ras-

se. Religion. Staatszugehörigkeit. Zugehörigkeit zu einer
besrimm'ten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen
Cberzeusune sefährdet war bzw. sich aus den gleichen
Gründen in einer re.eimebedineten inneren Zwangslage
befunden hat. und

- dass er keinen anderen Ausweg als die Hucht in die
Schweiz halte, um sich der Gefährdung oder dem psychi-
sehen Druck zu entziehen.»

2. «Als gefährdet aus politischen Gründen sind nicht schon dieje-
nieen zu verstehen, die eesinnunesgemäss mit dem politischen
Reeime ihres Heimat- oder Herkunftssiaates nicht uberein-
stimmen, sondern nur diejenigen, die wegen dieser Gesinnung
oder einer entsprechenden Tätigkeit im Heimat- oder Her-
kunftsslaat persönlich verfolgt werden.»
Politischer Flüchtling im Sinne dieser Weisung ist nicht schon

derieniee. der gesinnungsmässig mit dem politischen Resime sei-
nes Heimat- bzw. Herkunftsstaates nicht übereinsnmmi. sondern
nur derjenige, der wegen dieser Gesinnung oder enisprechender
politischer Tätigkeit im Heimat- bzw. Herkunttssiaat persönlich
gesucht oder sonstwie verfolgt wird. ...»
Verwahunespraxis Bd. 34/1970. S. 15ff.
Siehe S. 17 desselben Entscheids.
Siehe S. :0 desselben Entscheids: zusätzlich BGE 31 I?":.
Siehe ASYL 86/2. S. 13: Entscheid des EJPD vom 5. 11. 19S5
i. S.G.D. Auf die Problematik des Verhältnisses zwischen politi-
schem Strafrecht und asylrechtlich relevanter politischer \'ert'ol-
eun.e soll in einer späteren Nummer eingeeangen weraen.
^Ausländer, die alaubhaft machen, sie seien besonders an Leib
und Leben eetahrdet....»
Siehe Anmerkung 3.
Siehe Botschaft vom 31.8. 1977 zum Asylsesetz. BEI. 1977 III.
S. 116.
S. Kälin. Das Prinzip des Non-Refoulement. 1982. S. 148

Von den Aufgaben des Delegierten
für das Flüchtlingswesen

«Das Boot ist voll» - «Für Asvlanten hat man Geld -
für Schweizer, die Probleme haben. nicht. » So haben
mir kürzlich anlässlich eines Podiumsgesprächs junge
Leute, kaum volljährig, ihre Meinung unmissverständ-
lich kundeetan. Auf meinem Schreibtisch gehen der-
weil Briefe und Telefonate ein, mit denen sich Schwei-
zer aus verschiedensten Gesellschaftsschichten in
bewegenden Worten für Asylanten. mit denen sie in
persönlichen Kontakt gekommen sind, einsetzen. Seit
meinem Amtsantritt im März dieses Jahres hat eine
Vielzahl von Bürgerinnen und Bürgern dieses Landes
die Gelegenheit ergriffen, sich mit üiren Anüegen und
Ansichten an mich zu wenden. Oft höflich und ermun-
ternd. zuweilen jedoch in rüdem Ton, der keinen Zwei-
fei an der ablehnenden Geisteshaltung gegenüber Aus-
(ändern im allgemeinen und Asylbewerbem im beson-
deren offen lässt.

Aufgaben
Diesem angespannten Klima in der Öffentlichkeit, das
am Anfang zitierte Meinungsäusseruagen gebiert, «ver-
danke» ich freilich meine Aufgabe. Eine Aufgabe in
der Bewältigung der Probleme der Asylpolitik; eine
Aufgabe jedoch, die nie das unbesehene «Loswerden»
von Asvlanten beinhaltet, wie es mitunter lautstark
gefordert wird. Eine Aufgabe, für die ihre Bezeichnung
richtunesweisend und eine Absichtserklämng ist. Sie
lautet «Delegierter für das Flüchtlingswesen» - und
nicht etwa dagegen.
Der Delegierte für das Flüchtlingswesen also, abge-
kürzt DFW. entscheidet über die Gewährung von Asyl
als erste Instanz sowie über die Wegweisung und Aus-
Schaffung, die Internierung (vorläufige Aufnahme) und
über Härtefälle. Ein wichtiger Bestandteil meiner
Arbeit ist auch die Fürsorge für die noch nicht entschie-
denen Fälle, Massnahmen zur Integration aufgenom-
mener Flüchtlinge und schliesslich die Rückkehrhilfe
für abgewiesene Asylbewerber. All dies geschieht in
Zusammenarbeit mit den Flüchtlingshilfswerken, die
bekanntlich in der Schweizerischen Zentralstelle für
Flüchtlingshilfe koordiniert sind.
Neben diesen eher praktischen Aufgaben, die mir täg-
lich die konkrete Situation der Asylanten der Schweiz
vor Augen führen, gehören grundsätzliche Fragen in
mein Pflichtenheft, wie die Entwicklung einer Gesamt-
Strategie im Asylbereich und die Beratung der Departe-
mentsvorsteherin in asylpolitischen Entscheiden. Das
Asylgesetz hat mich bereits seit Jahresbeginn beschäf-
tigt. "hatte ich doch vor der Nationalratsdebatte zur
Asylgesetzrevision in der vorbereitenden Kommission
mitzuwirken.

Organisation des Führungsbereichs
Angesichts des berüchtigten Pendenzenberges und der
hochschlagenden Stimmung in gewissen Teilen der
politischen Landschaft verstand ich mich zu Amtsbe-



ginn in gewissem Sinne als Feuerwehrmana. Um so
mehr, als ein ganzes Amt praktisch aus dem Boden zu
stampfen war ."Der DFW ist offiziell zwar kein eigentli-
ches'Bundesamt, hat aber mithin rund 190 bewilligte
Stellen. Seit Anfang September ist der ganze Führungs-
bereich zentral an der Taubenstrasse 16 untergebracht.
Bis das Ganze durchorganisiert ist und auch die perso-
nellen Ergänzungen getroffen sind. dürfte es Ende Jahr
werden. Es ist eine - zwar bedauerliche - Tatsache.
dass unter unseren Mitarbeitern eine grosse Fluktuation
herrscht. Dies hat mit den hohen Anforderungen an die
Sachbearbeiter zu tun. mit der beträchtlichen Belastung
und wohl nicht zuletzt damit, dass es sich bei vielen
dieser Stellen um keine Etatstellen handelt, dass sie
also nicht die sprichwörtliche «beamtische Sicherheit»
bieten. So sind'vor allem im Verfahrensbereich noch
rund 30 Stellen zu besetzen.
Die Struktur der früheren Abteilung für Flüchtlinge.
die dem Bundesamt für Polizeiwesen eingegliedert war.
konnte praktisch übernommen werden. Neu geschaffen
wurde eine Führungsstruktur, indem die Linienorgani-
sation der Abteilung mit drei Stabsgruppen von insge-
samt zwölf Mitarbeitern ergänzt wurde. Mit dieser
Neuorganisation des Stabs und durch ein Netzwerk von
regelmassigen Sitzungen und Kontakten konnte die
interne Kommunikation und die Leistungsfähigkeit ver-
bessert werden. Anfängliche Koordinationsprobleme.
die mit den Entscheiden der ersten und zweiten Instanz
zusammenhingen, konnten gelöst werden. Zwar stand
nie zur Diskussion, den Beschwerdedienst. die zweite
Instanz also, ebenfalls dem Delegierten (erste Instanz)
zu unterstellen. Zur Sicherstellung einer einheitlichen
Doktrin und zur Harmonisierung von Beuneilungs-
massstäben wurde aber eine gewisse Koordination
nötig. Mit dem Einsetzen einer neugeschaffenen amts-
übergreifenden Arbeitsgruppe, an der das Generalse-
kretariat. der Beschwerdedienst. das Bundesamt für
Ausländertragen und der DFW beteiligt sind. konnte
dieser Mangel behoben werden.

Nationale und internationale Kontakte
Während es auf der einen Seite also galt, den Kontakt
zu dieser grossen Zahl von Mitarbeitern herzustellen -
in diesem Punkt bedarf es auch künftig Anstrengungen
meinerseits - hatte ich auf der anderen Seite Gespräche
aufzunehmen mit zugewandten Stellen im weiteren
Sinne. Neben den Hilfswerken waren dies vor allem die
Kantone. Diese teilen sich mit dem Bund in die Autga-
ben bei der Durchführung des Asylverfahrens. bei der
Fürsorge und schliesslich auch bei der Ausschaffung
von weeeewiesenen Asylbewerbern. Für die Kantons-
regierungen bin ich Gesprächspartner in Asylfraeen im
Auftrag des Bundesrates. Andererseits habe ich dafür
zu sorgen, dass die vom Bund getroffenen Entscheidun-
gen in"den Kantonen durchgeführt und überall gleiche
Massstäbe angesetzt werden. Wenigstens dort. wo^der
Bund koordinierend und ausgleichend mithilft. Ent-
sprechend oft bin ich in letzter Zeit mit den Kantonsre-
gierungen zusammengetroffen.

Wir sind auf Ihre Mitarbeit angewiesen!

Teilen Sie uns Ihre Erfahrungen mit. schicken Sie
. uns interessante Entscheide, schreiben Sie Arti-

kel. kritisieren Sie uns -
und abonnieren Sie ASYL!
Artikel und Zuschriften werden in ASYL in der vom Verfas-
ser gewählten Landessprache abgedruckt.

Zu meinen Koordinationsfunktionen gehört nicht
zuletzt die Teilnahme an internationalen Treffen. Um
zu vermeiden, dass sich die europäischen Nachbarn
gegenseitig die Flüchtlingsprobleme exportieren, ist
eine engere Zusammenarbeit angezeigt. Bereits fanden
im April in Den Haag eine Konsultativkonferenz und
Mitte September im schwedischen Lund. im Rahmen
des Europarates. ein Expertentreffen statt, die diesem
Zwecke dienten.

Mehr Verständnis

Nach diesen ersten Monaten im Amt zeichnet sich
langsam ab. dass ich von der Feuerwehrarbeit zu den
Tätigkeiten übergehen kann. die ich für den Flücht-
lingsdelegierten als wesentlich erachte. Dabei wird die
Öffentlictikeitsarbeit weiterhin einen grossen Teil ein-
nehmen. Denn in unserer Bevölkerung herrscht eine
tiefe Verunsicherung, die nicht selten ihre Wurzeln in
krasser Unkenntnis über die Asylproblematik hat.
Desinformation kann der Grund sein für rassistische
Meinungsäusserungen. Desinformation kann aber auch
zu übersteigertem Mitgefühl führen. Es ist ein wahres
Wechselbad an Emotionen, das ich an den verschiede-
nen. kürzlich von mir besuchten Anlässen über Asylfra-
gen beobachtete. Ärger, gar Hass auf beiden Seiten,
jedoch aus diametral entgegengesetzten Gründen und
gegen unterschiedliche Zielgruppen: Gegen die Asy-
Fanten, die Ausländer schlechthin, einerseits - und
gegen den Staat andererseits, der nach Meinung vieler
Kritiker zu restriktiv handelt.
Ich hoffe für die Zukunft als Flüchtlingsdelegierter,
dass die Emotionen abgebaut und die Gespräche über
die Asylpolitik versachlicht werden können. Ich wün-
sehe mir mehr praktizierte Humanität und Einsicht von
jenen, die das Boot nicht nur übervoll, sondern bereits
sinken sehen. Von den Kritikern unserer Asylpolitik.
deren Engagement ich als wertvoll achte, erwarte ich
die Bereitschaft, ohne Feindbilder aufzubauen, den
Kontakt zu mir zu suchen. Und ich erhoffe mehr Ver-
ständnis für Entscheide, die von der persönlichen
Warte aus. als Mitmensch, der einen Asylbewerber
kennt, hart erscheinen mögen. Denn ein Flüchtlingsde-
legierter hat über die privaten Beweggründe hinaus die
Asylgewährung nach gesetzlichen Kriterien zu prüfen.
Ich stehe dafür ein. dieser Aufgabe mit aller Sorgfalt
und eineedenk der humanitären Tradition der Schweiz
nachzukommen. Peter Arbenz



Die subjektiven NachHuchtgründe
II. Teil: Exilaktivitäten
Teil I (ASYL 86/2) betasste sich mit der Republikflucht. Lnier dem
Sammelbegriff «Exilaktiviläten» werden hier die übrigen subjektiven
Nachfluchteründe dargestellt.

l. Typische Tatbestände

l. 1 «Verratsähnliche» Tatbestände

Im Unterschied zur Republikflucht ist nicht das uner-
laubte Fernbleiben im Ausland an sich der Grund zur
Verfolgung, sondern die - tatsächliche oder vermeintli-
ehe - regierungsfeindliche Gesinnung, welche mit der
Einreichune eines Asylgesuchs im Ausland manirestiert
wurde. Nebst dem Asvlantrag selbst (bzw. dessen ver-
muteter politischer Begründung) können auch die
' 'sonderen Begleitumbiände. unter denen im Ausland
^^flucht gesucht wird, den Heimatstaat veranlassen.
darin einen staatsfeindlichen Akt zu sehen: so etwa.
wenn Prominente oder Geheimnisträger - meist auf
spektakuläre Weise - «abspringen», oder wenn Kon-
takte zu ausländischen Nachrichtendiensten vermutet
werden.
Die im Fall der Rückkehr drohende Verfolgung kann in
unterschiedlicher Fonn auftreten: durch die Anwen-
düng von politischen Straftatbeständen wie Landes-
oder Hochverrat. «Schädigung staatlicher Interessen».
«Staatsverleumdung» oder - in Staaten. welche dieses
Delikt kennen - als qualifizierte Form der «Republik-
flucht». 1 oder indem als abgewiesene Asylsuchende
erkannte Rückkehrer willkürlich festgenommen oder
anderen polizeilichen Repressalien ausgesetzt werden. -'

1. 2 Regimekritische Tätigkeit im Exil
Dieser Nachfluchtsrund ist von grosser praktischer

ideutune. Er kann entstehen durch
- Mitgliedschaft in oppositionellen Emigrantenorgani-

sationen oder Kontakte zu solchen Gruppierungen:
- öffentliche kritische Äusserungen über das heimatli-

ehe Regime;
- Teilnahme an Demonstrationen und anderen Aktio-

nen. die sich gegen das heimatliche Regime richten.
Ausschlaggebend für die Frage, ob durch solche Aktivi-
täten tatsächlich eine Verfolgungsgefahr im Heimat-
Staat entsteht, wird sein. ob der heimatliche Staat von
solchen Aktivitäten Kenntnis hat und sie wahrschein-
lich zum Anlass einer politischen Verfolgung nehmen
wird.
Regimes, die Äusserungen von Opposition mit den
Mitteln des politischen Strafrechts oder mit willkürli-
eher Repression bekämpfen, werden dies in der Regel
auch gegenüber Rückkehrern tun. deren oppositionelle
Aktivität im Ausland bekannt geworden ist. Unter
Umständen wird regimekritische Tätigkeit gerade dann
schärfer bestraft, wenn sie im Ausland «begangen»
wurde.4 Ob die regimekritische Betätigung dem hei-
matlichen Regime überhaupt bekannt ist. kann aller-
dings nicht immer leicht beurteilt werden. Nicht alle

Länder verfoleen die Aktivitäten ihrer exilierten Lands-
leute gleichermassen intensiv. Doch gewisse repressive
Regimes trachten danach, auch die sich nicht in der
Öffentlichkeit abspielenden Exilaktivitäten ihrer
Landsleute mit ihren Geheimdienstorganen zu überwa-
chen: diese schrecken oftmals nicht davor zurück.
oppositionelle Exilaktivisten zu bedrohen oder gar zu
versuchen, sie zu liquidieren.

1. 3 Andere, erst im Exil aktuell werdende Gründe für
Verfolgungsfurcht

Ferner existieren subjektive Nachfluchtgründe. die sich
nicht unbedingt der einen oder anderen genannten
Gruppe zuordnen und z. T. auch nicht deutlich von den
objektiven Nachfluchtgründen unterscheiden lassen:
- Ungehorsam gegen Anordnungen der heimatlichen

Regierung. Z. B. gegen eine Aufforderung zur Rück-
kehr oder zu einer Zusammenarbeit mit dem Ge-
heimdienst;

- Verbot der Rückkehr von exilierten Personen;5
- Nachträglicher Druck auf zurückgebliebene Angehö-

nge.
In diesen Fällen ist allerdings fraglich, ob es sich um
subjektive Nachfluchtgründe handelt: Ist es «bloss»
eine Verfolgung, die erst durch die Tatsache der Flucht
der Asvlsuchenden aktualisiert wurde, die sie also sich
(bzw. im letztgenannten Beispiel: ihrer Familie) «selber
eingebrockt» haben?6 Oder ist es nicht eher eine nach-
träelich «ohne Zutun» des Asylbewerbers eingetretene
Intensivierung einer Verfolgung, die dem Asylbewer-
ber die Bestätigung nachliefert, dass die zu seinem
Ausreiseentschluss führende Verfolgungsfurcht auf-
srund der Vorfluchtsituation tatsächlich begründet
war? Der Fraee. ob ein Fluchtmotiv als subjektiver
Nachfluchtgrund anzusehen ist oder nicht. kommt in
der Schweizer Praxis entscheidende Bedeutung zu.

l. 4 Gefahr unmenschlicher Behandlung im Heimat-
Staat we^en eines im Exil begangenen gemeinrechtli-
chen Delikts

Dieser Nachfluchtgrund stellt nicht eine politische Ver-
tolgung an sich dar. ist aber unter Art. 3 EMRK rele-
vant (dazu hinten Ziff. 3. ). Allerdings kann ein im Exil
begangenes gemeinrechtliches Delikt im Heimatstaat
zugleich politisch relevant werden, so Z. B. wenn Dro-
eenhändfer verdächtigt werden, Untergrundbewegun-
gen zu finanzieren.'

2. Erheblichkeit für die Anerkennung der
Asylberechtigung

2. l Die gellende Praxis

Die Schweizer Behörden haben sich bisher geweigert,
die Vertblgungsgefahr wegen Exilaktivitäten als Asyl-
^rund anzuerkennen. Die jeweils in den Entscheiden
verwendete Standardformulierung lautet:
-Nach konstanter schweizerischer Rechtsprechung ist einzig die
Situation, wie sie sich bei der Ausreise des Asylbewerbers aus seinem
Heimatland darstellte, entscheidend. »'



(Diese Formel gibt die geltende Praxis allerdings nicht
ganz präzis wieder, denn die objektiven, d. h ohne
Zutun des Asvlsuchenden entstandenen Nachflucht-
gründe werden durchaus anerkannt .)
In bezug auf politische Exiltätigkeit stellt der
Beschwerdedienst des EJPD folgendes fest:
«Es ist grundsätzlich jedem, der sich in der Schweiz auiTiält. nach
schweizerischer Rechtsordnuns freigesiellt. von seinen demokrati-
sehen Freiheitsrechten Gebrauch zu machen. Ein Asytbewerber muss
indessen jederzeit die Möglichkeit in Betracht ziehen, üass sei^n
Asvleesuch abaelehnt und er selbst zur Ausreise verhallen wird. Er
hat demzufolge im eigenen Interesse seine politischen Aktivitäten in
der Schweiz derart zu beschranken. dass die heimatlichen Behörden
keine Kenntnis davon bekommen können: andernfalls hat er die sich
möalicherweise daraus ersebenden Folgen reeelmässis selbst zu
tragen.»
Begründet wird diese risorose Praxis damit, dass nicht
als Flüchtling anerkannt werden könne. wer eine
Gefährdune erst nachträglich durch eigenes Verhalten
«heraufbeschworen» hat. da «sonst jedermann. dem
die schweizerischen politischen oder wirtschaftlichen
Verhältnisse besser zusagen als jene in seinem Lande.
die Flüchtlingseigenschaft künstlich nachträglich kon-
struieren» könnte".
Allerdinss wird dieses eherne Dosma in der Praxis
nicht immer mit aller Konsequenz durcheehalten. So
erhielten etwa 1979 drei Sportlen-innen aus dem Ost-
block, die in der Schweiz «abgesprungen» waren. Asyl.
Dies wurde von Nationairat Gehen in einer parlamen-
tauschen Antrage kritisiert, worauf ihm der Bundesrat
antwortete:

«Die beiden sowjetischen Eiskunstläufer machten in ihrem Asylbe-
sehren glaubhaft geltend, dass sie in ihrer Heimat aus politisch
bedingten Gründen einem unerträglichen psychischen Druck ausge-
setzt waren. Ebenso tat die tschechoslowakische Tennisspielerin
slaubhaft dar. dass sie in ihrem Heimaistaat mit ernsthaften Nachtei-
len rechnen müsse. »'2

Nicht nur bei «VIP's» wird gelegentlich ein Auge zuee-
drückt: Es drängt sich die Vermutung auf. dass die
Sachbearbeiter/-innen des DFW u. U. geneigt sind.
beim Vorhandensein gewichtiger Nachfluchtgründe die
«begründete Furcht» aufgrund der Vorfluchtsituation
grosszügiger zu bewerten: dies vor allem dann. wenn
die Exilaktivitäten als lo.eische Fortsetzung einer
bereits im Herkunftsland entwickelten oppositionellen
Einstellung erscheint (vsl. vorne Ziff. l. 3. ). Dies lässt
sich allerdinas mangels Begründung der positiven Asyl-
entscheide nicht genau belegen. Aber jedenfalls hat der
DFW bzw. das BAP in einigen Fällen Asyl gewährt.
obschon die zusammen mit den NachHuchtgründen
vorgebrachten Vorflucht.sründe - für sich allein genom-
men - nach den hierfür .geltenden Massstäben zur
Anerkennung kaum gereicht hätten. '-'

2.2 Anmerkungen :iir geltenden Praxis

2. 2. 1 Auslegung des Fliichdingsbegriffs des Genfer
Flüchtiingsabkommens

Nach der Definition in Art. l des Genfer Flüchtlingsab-
kommens ist zur Erfüllung der Flüchtlingseigenschatt
erforderlich, dass sich die betreffende Person aus
begründeter Furcht vor Verfolgung ausserhalb ihres

Heimarstaaies befindet. Nach diesem Wortlaut muss
somit die Verfoleungsfurcht nicht notwendigerweise
bereits die Ursache der Ausreise gewesen sein. 14
Das Handbuch des UNO-Hochkommissariats für
Flüchtlinge führt zu den subjektiven Nachfluchtgrün-
den folgendes aus:
"Eine Person kann aufgrund eigener Handlunaen zum Flüchtling <sur
place> werden. Z. B. wenn sie sich mit Personen assoziiert, die als
Flüchtlinge anerkannt sind. oder wenn sie in dem Lande ihres VVohn-

sitzes ihre politische Einstellung zum Ausdruck bringt. Ob derartige
Handlungen ausreichen, um eine begründete Furcht vor Verfolgung
anzunehmen, muss durch eine sorataltiae L'ntersuchune aller
Umstände festgestellt werden. Dabei ist besonders zu berücksichti-
aen. ob solche Handlungen zur Kenntnis der Behörden des Herkuntt-
landes eekommen sein können und wie diese Handlungen von diesen
Behörden beurteilt werden mögen.»'-
Im gleichen Sinne äussert sich auch Grahl-Madsen, der
allerdings präzisierend solche Handlungen ausschliesst.
die der Asvlbewerber bösgläubi.g einzig zur Schaffung
eines Vorwandes benutzen will. um sich auf Verfol-
sungsfurcht berufen zu können.16
2. 2. 2 Praxis anderer Länder

Die Praxis in der Bundesrepublik Deutschland erkennt
subjektive Nachfluchtgründe als asylrechtlich bedeut-
sam an.'

Das deutsche Bundesverwaltungsgericht betont, dass nachträglich
eineetretene Vert'olgungsgründe nicht deswegen unbeachtlich seien.
weil der Asylbewerber sie aus eigenem Entschluss herbeigeführt hat.
da das Genfer Flüchtlinesabkommen umfassend die politische Uber-
zeueuns schütze. " Das BVerwG hat auch die Ansicht einiger unterer
Verwaltunasaerichte verworfen, wonach Vertbleungsgefahr wegen
Exilaktivitäten nur dann asvlbeeründend sei. wenn diese Aktivitäten
die Fortsetzung einer bereits im Heimatland begonnenen politischen
L'berzeusuna seien, nicht aber. wenn diese eine Verfolgungsgetahr
bewirkenden L'mstände «ohne Not» vom Asylbewerber selber
seschaft'en worden seien.
Vorbehalten wird allerdings eine missbräuchliche Berufung auf
selbsteeschattene Nachfluchieründe. wenn die Exiltätiekeit von Asyl-
suchenden ausschliesslich dem Zweck dient. ein sonst nicht zu errei-
chendes Aufenthaltsrecht zu erwirken. Das BVerwG hat jedoch
bisher oft'enselassen. unter welchen Voraussetzungen ein solcher
Missbrauch zum Ausschluss von der Asylberechtiaung führt. -"
Politische Exilaktivitäten sind nach der deutschen Praxis nicht per se
ein Asvlsrund. Vielmehr muss dazu der Nachweis erbracht werden,
dass diese Tätigkeit dem heimatlichen Regime a) bekannt geworden
ist und bi Anlass zu Verfolgungsmassnahmen geben wird-'
Die Nachtluchteründe spielen in der bundesdeutschen Asylpraxis
eine bedeutende Rolle: Nach Schätzuneen basieren rund 50% der
von den deutschen Behörden und Gerichten ausgesprochenen Aner-
kennuneen in ihrer Begründung auf Nachfluchtaründen. Allerdings
darf dies nicht etwa zum Truaschluss verleiten, die Hälfte der in der
BRD anerkannten Flüchtlinge verdanke ihren Asylstatus lediglich
Umständen, die sie durch ihr eisenes Verhalten im Zufluchtsland erst
provoziert haben. Die hohe Rate ist vielmehr zum grossen Teil auf
Jie für Vorfluchiaründe meist schwierigere Beweislage zurückzufüh-
ren. so dass bei aleichzeitie bestehenden Nachfluchteründen auf diese
abgestellt wird.
Die Praxis zu den subjektiven Nachfluchtgriinden ist derzeit in der
BRD wiederum Gegenstand von asyipolitischen Kontroversen. In
der hettia umstrittenen Vorläse der Reeieruneskoalition zur Abände-
rune des seifenden Asvlrechts ist u. a. vorgesehen, subjektive Nach-
rtuchtsründe. die der Ausländer «zum Zweck herbeigeführt hat. um
die Voraussetzungen seiner Anerkennung zu schaffen» nicht zu be-
achten-.

Auch die französische Praxis anerkennt grundsätzlich
die subjektiven Nachfluchtgründe als asylbegründend
an;3



Die niederländische Praxis anerkennt ebenfalls grund-
sätzlich. dass Nachfluchtsründe asylrelevant sein kön-
nen. Allerdines wird in der Re.eel als einschränkende
Voraussetzung eine Kontinuität der politischen Exilak-
tivität mit bereits zuvor vorhandenen Überzeugungen
verlangt24.

2. 2. 3 Kritik der Schweizer Praxis

Die rein pragmatische Begründung der schweizerischen
Praxis - der befürchtete Missbrauch durch «künstliches
Herbeiführen» einer Verfolgungssituation - vermag
einer rechtlichen Betrachtungsweise nicht standzuhal-
ten: Es finden sich keine Anhaltspunkte im Asylgesetz
- dem grundsätzlich der gleiche Flüchtlinesbegriff
zugrundeliegt wie dem Genfer Flüchtlinssabkommen"
-. dass es für die Asvlsewährun. g darauf ankommen

'11. ob bereits im Zeitpunkt der Ausreise die Flücht-
iineseigenschaft erfüllt war.
Die Praxis widerlegt sich selbst. indem sie objektive
Nachfluchteründe anerkennt: würde sie dies nicht tun
und auch bei den objektiven Nachfluchtgründen allein
auf die Situation im Ausreisezeitpunkt abstellen, würde
dies bedeuten, dass loeischerweise beim nachträglichen
Eintritt einer Verfoleunssgefahr (z. B. durch Regime-

Wechsel) von den davon betroffenen Emigranten ver-
langt werden müsste. zunächst heimzukehren. sich der
Verfolgungseefahr auszusetzen und danach wieder zu
fliehen, bevor sie in den Genuss der Asylberechtisung
kommen könnten. Dies scheint hier ein absurder
Gedankeneang - bei den auf Exilaktivitäten beruhen-
den subjektiven Nachfluchtgründen ergibt sich jedoch
diese Konsequenz aus der Praxis!
Es geht auch nicht an. die wegen Exiiaktiviräten ent-
standene Verfolgungsgetahr deshalb als irrelevant
betrachten zu wollen, weil der/die Asylsuchende sie sich
'i selber zuzuschreiben habe. Der Vorwurf eines
-Selbstverschuldens» ist dem Asvlrecht fremd. Jede
Person, die wegen ihrer politischen Aktivität verfolgt
wird. hat sich dies ja insofern selber zuzuschreiben, als
sie sich durch entsprechendes Wohlverhalten gegen-
über dem Regime Unannehmlichkeiten hätte ersparen
können. Eine solche Betrachtungsweise würde nicht
nur den Asvleedanken im Kern treffen, sondern sie
wäre auch mit der Auffassung eines demokratischen
Rechtsstaats kaum zu vereinbaren.
Wenn unsere Behörden ein politisches Verhalten von
Asvlsuchenden durch die Vervveieeruns des Asvlschut-
zes missbillisen und ihnen dabei den Satz entsesenhal-

ten: «Du hast ja gewusst. dass dies bei euch zu Hause
verboten ist. folelich können wir für nichts garantie-
ren.. . />. so übernehmen sie damit die Argumente des
Verfoleerstaats und begeben sich in Gefahr der aedank-

lichen Komplizenschaft mit diesem Regime.
Eine solche Argumentationsweise (sie spricht etwa aus
dem vorne unter Ziffer 2. 1 wiedereegebenen Entscheid

des EJPD) verkennt, dass der den Menschenrechten
verpflichtete Staat politischen Flüchtlingen gerade des-
halb Zuflucht gewährt, weil diese in ihrer Heimat

wegen eines Verhaltens verfolgt werden, das hier
erlaubt und verfassungsrechtlich geschützt ist26. Dage-
gen verfängt auch das Argument nicht, es sei ja schliess-
lich kein Kunststück, aus dem sicheren Exil heraus

Opposition zu betreiben: Asyl soll nicht die Belohnung
für das Überstehen bereits erlittener Verfolgung sein.
sondern es ist der Schutz vor drohender Verfolgung.

«L'asile n'est pas reserve aux heros-.»
Dass für subjektive Nachfluchtgründe andere Mass-
Stäbe gelten sollen als bei Vorfluchtgründen. ist in der -
zu diesem Thema allerdings nur spärlich vorhandenen -
schweizerischen Asvlrechtsliteratur zu Recht auf Kritik

gestossen. Lieber postuliert, es dürfe einzig darum
Sehen, die rechtsmissbräuchlich allein zur Erzwingung
des Asvls herbeigeführten Nachfluchteründe von denje-
nigen zu unterscheiden, die auf echter politischer Uber-
zeugung beruhen (wobei sich letztere durchaus auch
erst im Exil entwickeln könne, ohne dass darin bereits
ein Missbrauch zu sehen ist)-8.

2. 3 Schlussfolgerungen

- Die Flüchtlinsseieenschaft hängt nicht davon ab. ob

bereits im Zeitpunkt der Ausreise eine Verfolgungs-
gefahr bestanden hat.

- Die geltende Praxis, auf Exilaktivitäten beruhende
Nachfluchtgründe von vornherein nicht als Asyl-
grund anzuerkennen, findet keine Anhaltspunkte im
Gesetz und widerspricht dem Flüchtlingsbegriff des
Genfer Flüchtlingsabkommens.

- Der Vergleich mit der Auslegung des Flüchtlingsbe-
griffs durch das UNHCR. der Asvlrechtsliteratur und

Frauenflüchtlingswoche
vom 29. November bis 6. Dezember 1986
in Zürich

Diese Woche soll einerseits Begegnungen zwischen Schwei-
zerlnnen und Frauenflüchtlineen ermöglichen und anderer-
seits die Situation von Frauenflüchtlineen und die damit ver-
bundenen Probleme öffentlich machen.

29. /30. 11. 1986: zweitägiges Seminar von Schweizerinnen und
Frauentlüchtlinaen.

l. -d. 12. 1986: Abendveranstaltungen gemeinsam mit anderen
Orsanisationen zu: Frauenflüchttinge im Asylvertahren. Han-
del mit 3. -Welt-Frauen. Leben zwischen zwei Kulturen. So-
zialarbeit mit Frauenflüchtlineen.

Das genaue Proeramm ist ab Mitte Oktober beim Christlichen
Friedensdienst Zürich erhältlich (Leonhardstrasse 19. 8001
Zürich. Telefon Ü l 251 42 S2).



der Praxis anderer Staaten zeigt. dass es durchaus
möglich ist. differenziertere Lösungen zu finden und
dabei zu unterscheiden zwischen subjektiven Nach-
fluchtgründen. die auf echtem politischem Engaee-
ment beruhen, und solchen, die ausschliesslich in der
Absicht geschaffen wurden, das Asyl zu erzwingen.

- Ein bescheidener Ansatz zu einer (stillschweigenden)
Differenzierung zeigt sich in der Praxis durch die
mitunter vorhandene Bereitschaft des DFW. Nach-
fluchteründe zwar nicht als eigenständigen Asyl-
grund. aber doch als ex-post-Argument zur stärkeren
Gewichtung einer bereits vor der Ausreise latent
vorhandenen Verfolgungsgefahr zu berücksichtigen.

3. Non-refoulement

3. 1 Vorbemerkung

Inwieweit ist die Praxis bereit. nach negativem Aus-
gang des Asylverfahrens Nachfluchtgründe wenigstens
als Hindernis für eine Rückschiebung anzuerkennen?
Die Fraee stellt sich unter den rechtlichen Aspekten
von Art. 45 AsviG/Art. 33 Flüchtlingsabkommen
(Prinzip des Non-refoulement i. e. S. ) . Art. 3
EMRK (Prinzip des Non-refoulement i. w. S. )-'- und
der «Unzumutbarkeil» der Wegweisung i. S. von
Art. 21aAsvlG.

3. 2 Die geltende Praxis

3. 2. 1 Der DFW (bzw. das BAP) hat etwa in folgenden
uns bekannten Fällen eine Rückschaffung wegen Nach-
fluchtgründen als (im Sinne von Art. 21a AsylG) unzu-
mutbar betrachtet:
- Mehrmonatiee Ausbildung in der französischen Fremdenlegion.

was nach Ansicht des BAP dazu führen könnte, dass die heimatli-
chen (i. e. srilankischen) Behörden dem Asylbewerber unterstellen
könnten, er würde diese militärische Ausbildung zu terroristischen
Aktivitäten nutzen-'-'.

- Aktivität für die Exiloraanisation der iranischen Volksmuiaheddin.
wodurch der Asvlbewerber «den heimatlichen Behörden inzwi-
sehen bekannt sein dürfte und somit bei seiner Heimkehr mit
schweren Nachteilen rechnen müsste» .

- Beitritt zur Relieionssemeinschaft der Baha'i nach der Einreise in
die Schweiz-".

- Gefahr, wegen der Weiseruna. ihrem t'reiwillie in den Iran zurück-
aekehrten Ehemann zu folgen, nach den dortigen Bestimmungen
des islamischen Stratrechts weeen Vernachlässigung der elterlichen
und ehelichen Pflichten schwer bestraft zu werden-'".

- Gefahr, trotz der wesen Verstosses gegen das Betäubunssmitielee-
setz in der Schweiz bereits verbüssten Strafe bei Rückkehr in den
Iran - unter Verleizuns des Grundsatzes «ne bis in idem» - erneut
wegen Drogenhandels verurteilt und wahrscheinlich mit dem Tode
bestraft zu werden' .

3. 2. 2 Das EJPD als Beschwerdeinstanz ist bei der
Anerkennung eines infolge von Exilaktivitäten entsran-
denen Rückschaffungshindernisses wesentlich zurück-
haltender als in bezue auf Republikflucht. So hat das
EJPD etwa in einem neueren Entscheid verneint, dass
den im Exil getätigten regime kritischen Ausserungen
des Asvlbewerbers für die Fra.ee der Rückschat'fung
irgendwelche Bedeutung zukäme und dabei die Frage
der Asvlrelevanz von Nachflucht.eründen sowohl mit

der Problematik der Zumutbarkeit der Rückschaffung
als auch mit dem Aspekt von Art. 3 EMRK kurzerhand
sleicheesetzt:
.«Ferner wird (... ) gerügt, das Departement habe in seinem Ent-
scheid den von Herrn A. aeltend gemachten Verstoss einer Wegwei-
sune gegen Art. 21a AsylG und Art. 3 E.MRK nicht geprüft und
aewürdist. Dem ist entgegenzuhalten, dass das Departement festge-
stellt hat. Herr A. sei in der Türkei keinen asvlrechtlich bedeutsamen

Benachteilisuneen ausgesetzt. Damit steht fest. dass die Zumutbar-
keit einer Ausschat'fung in die Türkei für Herrn A. im Lichte der
EMRK untersucht wurde, auch wenn dies nicht ausdrücklich erwähnt
isr".»
In anderen Entscheiden hat das EJPD etwas differen-
zierter seurteilt und auf die Anordnung der Heimschaf-
t'uns verzichtet, wobei die in Fraee stehenden Nach-
fluchteründe teils unter Art. 45 AsvlG, teils unter
Art. 3 EMRK. teils auch bloss unter «Unzumutbar-
keit» i. S. von Art. 21a AsvlG subsumiert wurden:
- In einem Entscheid betr. Rumänien wurde fesieestellt. dass «ein

als Asvlbewerber erkannter rumänischer Staatsbüraer mit Befra-
suneen durch die Polizei, allenfalls mit besonderen Massnahmen
wie Inhaftierune oder Zwanesarbeit rechnen» müsse, weshalb - da
eine Ausreise in ein Drittland nicht möglich war - die Vorinstanz
angewiesen wurde, «das Aufenthaltsverhältnis im Sinne von

Art. 21aAsylG zu regeln»-'".
- In einem ebenfalls einen Osteuropäer betreffenden Entscheid hob

das EJPD die Wegweisunesverfüeune des BAP auf. weil der
Beschwerdeführer während des Asvlvertahrens für 2 Jahre im
Dienst der DEH (Direktion für Entwickluneszusammenarbeit und
humanitäre Hilfe) an einer afrikanischen Universität als Lektor
gearbeitet hatte: «Es kann nämlich nicht ausgeschlossen werden,
dass die (heimatlichen) Behörden davon Kenntnis erhalten haben
und die Beschäftieune ihres in schweizerischen Diensten gestande-
nen Staatsangehörigen als nachrichtendienstliche Tätigkeit zueun-
sten der Schweiz auslegen könnten». weshalb die Ausschaffung ins
Heimatland als «gemäss Art. 45 AsylG unzumutbar» bezeichnet
wird4".

- In einem weiteren Entscheid wird auseeführt: «Der Beschwerde-
führer hat alaubhaft dareelest. dass er bei einer allfällieen Rück-
kehr in seine Heimat wegen Verletzune der Militärdienstpflicht mit
unmenschlicher und erniedrigender Bestrafung und Behandlung zu
rechnen hätte. Es ist ferner nicht ausgeschlossen, dass er wegen
seines mehrjährigen Aufenthaltes im Westen und des in den USA
niedergelassenen Bruders weitere Nachteile zu erleiden hätte.
Sollte der Beschwerdeführer die Schweiz innerhalb der neu testzu-
setzenden Ausreisefrist nicht verlassen, käme aufgrund der voran-
sehenden Feststellungen nur die Ausschatfuna in ein Drittland in
Frage. »41.

3. 3 Schlussfolgerungen

- Nicht in allen Fällen. in denen eine Vertblgungsge-
fahr weeen Exilaktivitätcn von den Behörden als
asvlrechtlich irrelevant bezeichnet wird, wird daraus
die Konsequenz der Rückschaffung gezogen.

- Ein ausdrücklicher Verzicht auf Rückschaffung wird
allerdings wesentlich zurückhaltender zugestanden
als bei Fällen von Republikflucht.

- Im Unterschied zu jener Praxis, welche nun offenbar
den Nachfluchtgrund der Republikflucht unter
Art. 45 AsylG subsumiert, lässt die Praxis für die
übrigen subjektiven Nachfluchtgründe noch keinerlei
klare Konturen erkennen.

- So lässt die Praxis insbesondere im unklaren, ob eine
Verfolgung wegen Exilaktivitäten unter das Non-
refoulement-Prinzip im Sinne von Art. 45 AsylG/



Art. 33 Genfer Flüchtlingsabkommen bzw. nach
Art. 3 EMRK fällt oder lediglich die Rückschaffung
als - im Sinne von Art. 21a AsvlG - «unzumutbar»
erscheinen lässt. Während der Beschwerdedienst des
EJPD Mühe bekundet, diese drei unterschiedlichen
Kriterien auseinanderzuhalten, umschifft der DFW
dieses Problem, indem er sich jeweils bloss auf

stützt und nicht erwähnt, ob ein
von Art. 45 AsvlG oder Art. 3

Art. 21 a AsvlG
Anwendunest'all
EMRK vorliest.

(Schluss folgt) Bendicht Tellenbach

Anmerkungen

l S. dazu die Zusammenstellung im Teil I. Ziff. l (ASYL 86/2.
S. S).

2 Ob sie als solche erkannt werden, hängt von den Umständen ab.
Bei zwanesweiser Rückschaffung in bestimmte Länder liegt dieser
Rückschluss für die heimatlichen Behörden auf der Hand. Gewis-
sen Regimes eilt auch schon eine langdauernde Landesabwesen-
heit als verdächtig.

3 In dieser Hinsicht sind-nebst den in Teil I (s. Anm. l »erwähnten
Ländern-etwa folgende «Problemländer» zu nennen:
Irak. Iran. Libyen. Somalia. Sri Lanka. Syrien. Türkei (ohne
Anspruch auf Vollständigkeit); s. dazu bei Marx. Asylrecht
Bd. l. 4. Aufl. 1984: ferner: Amnesty International. The Impri-
sonment of Persons Seeking to Leave a Country or 10 Return to
Their Own Countrv. POL 03/02/86.

4 Z. B. Art. 159 Ziff. 4 türk. StGB: Strafverschärfune um mind. ein
Drittel, wenn die «Beleidigung des Türkentums» im Ausland
besangen wurde.

5 Bsp. Chile; vgl. AI-Papier «Imprisonment of Persons Seeking to
Leave a Countrv or to Return to Their Own Countr\-». POL Ü3/
02/86.

6 Val. EJPDv. l. 5. 1985 i. S. I. K-. Rek. 33687. Erw. llc (ASYL S6/
l. S. 10).

7 Dieses Problem ist vor allem in bezug auf Sri Lanka aktuell. Vgl.
dazu Gamker. Tamilen: Autschiebune der Abschiebung? ASYL
86/2. S. 9 ff.

8 Statt vieler: EJPD v. 18. 7. 1985 i. S. A.. Rek. 29950.
9 Lieber. Die neuere Entwicklung des Asylrechts im X'ölkerrecht

und Staatsrecht. Zürich 1973. S. 279: vgl. vorne Ziff. 1. 3 sowie
die einleitenden Bemerkunsen zu Teil I. (ASYL 86/2. S. 2).

lü Revisionsemscheid EJPD v. 10. 10. 1985 i. S. A.. Rek. 29950.
11 Entscheid des Bundesrates v. 22. 10. 1954. zitiert in VPB 45 1981.

Nr. 2. sowie bei Lieber. a. a. 0. (Anm. 9). S. 279. mir weiteren

Hinweisen.
12 Amtl. Bull. NR. 1980 404 f.
13 Als Beispiel sei der Entscheid des BAP v. 19. 10. 198.1 i. S. J. K..

N 96324 erwähnt: hier hat das BAP Asyl gewährt, obwohl der
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Nächste Nummer:

Die nächste Nummer erscheint im Dezember und ent-
hält voraussichtlich folgende Abhandlungen:

- «Droit d'etre entendu et consultation du dossier dans

la procedure d'asile», Daniel Huguenin
- «Eheschliessung von Asylbewerberlnnen, unter

besonderer Berücksichtigung der Türkei», Susanne
Sprecher-Bertschi

- «Geltung des Rückschiebungsverbotes für straffällig
gewordene Asylbewerberlnnen». Mario Gattiker

- «Die subjektiven Nachfluchtgründe, III. Teil
(Schluss): Missbrauch des Asylrechts oder miss-
bräuchliche Praxis?», Bendicht Tellenbach

sowie ein Konzept über die Weiterführung der Zeit-
schrift ASYL.



Permis humanitaires: decisions ä I'aveugle?

Pour des miiliers de candidats ä l'asile arrives en Suisse
en 1980. 1981. 1982. voire 1983 ou 84. la question ne se
pose pratiquement plus de savoir s'ils obliendront
l'asile. mais de savoir s'ils pourront rester en Suisse. ä
titre humanitaire. au benefice d'une autorisaüon spe-
ciale. C'est la le reflet de la baisse constante du taux
d'acceptation des demandes d'asile. qui esi passe en
dessous de 10% depuis le debut de l'annee.
A un droit d'asile. que l'on avait clairement reglemente
dans la loi de 1979. se substitue ainsi de plus en plus.
dans la pratique. un sous-statut mal defini et dont
l'attribution reste des plus flaues. La legislation fede-
rale lui accorde trois lienes, dans une ordonnance
curieusement classee dans la rubrique «Sante. travail.
securite sociale»: fönt exception aux mesures de limita-
tion (des etrangers qui exercent une activiie lucrative)
«les etrangers qui obtiennent. avec l'approbation de
l'Office federal des etraneers. une autorisation ä l'an-
nee dans un cas de rigueur personnelle ou en raison de
considerations de politique generale» lOCF du
26. 10. 1983; RS 823.21 art. 3. l. F). Oü commence et oü
finit la «rigueur personnelle» («persönlicher Härte-
fall»)? Voilä la question.
Au moment oü une majorite des cantons exprimerent
lcur hos-iilite ä une solution globale dont auraient bene-
ficie tous les requeranis arrives avant le 1. 1. S3 ou avant
le 1. 1. 84 (ä l'epoque 32 resp. 20 mois d'anciennete).
tout le monde s'accorda pour dire qu'un examen au cas
par cas etait necessaire (revue de presse du 28. 8. 85).
Les instructions furent pourtant longues ä venir.
Auteur du projet de solution globale, le DFJP n'avait
pas hesite ä multiplier les decisions sur des cas particu-
lierement anciens. et il s'empressa d'exieer leur depart
apres l'enterrement d'un projet auquel il n'avait sans
doute jamais cru. Il fallut les vives resistances d'une
poignee de cantons pour que la Contederation veuille
bien preciser quelque peu le mode d'emploi de cette
«solution humanitaire au cas par cas» (ä Geneve. des
decisions de renvoi executoires touchant 172 personnes
etaientbloqueesau31. 12. 85).

Reactualisation du preavis cantonal
Dans une lettre du 11 fevrier, le DFJP repondait ä
l'Association pour le respect du droit d'asile en rappe-
lant que depuis la revision de la loi entree en vigueur en
1984 la dedsion de renvoi etait pnse en meme temps
que la decision relative ä l'asile. apres consultation du
canton de sejour (art. 21a ai. l LA). En cas de recours.
le deparrement statue definitivement. «et c'est dans le
cadre de l'examen de ces recours que le canton et
l'OFE sont appeles ä se prononcer sur tous les aspects
de la Situation des Interesses». En vertu de quoi: «si le
preavis (donne par le canton lors du depöt de la
demande) date de plus de six mois. le Service de
recours redemande un nouveau preavis au canton. tou-
jours par ecrit et sur tbrmule speciale». Une tbrmule
qui demande explicitement au canton de preciser s'il est

pret ä accorder ä l'interesse une autorisation de sejour ä
titre quelconque. «y compris pour cas de rigueur (art. 3.
ler ai.. let. f OCF)». Conclusion: «cela exclut donc en

principe que la question du cas de rigueur. notamment.
soit reexaminee dans le cadre d'une quelconque proce-
dure cantonale ou federale apres la decision de renvoi
prise par l'autorite federale».
Soucieuse de regier definitivement la question du ren-
voi y compris sous l'angle du cas de rigueur. Berne
reconnait que le preavis cantonal. qui n'etait formule
jusqu'ici qu'au depöt de la demande d'asile. doit etre
sollicite ä nouveau en fin de procedure. au moment oü
se pose effectivement la question d'une alternative au
renvoi. Mais que devient le prindpal Interesse dans
cette actualisation du dossier oü sa Situation personnelle
devient determinante? Il n'existe plus comme partie ä la
procedure!

«Que pensez-vous d'un eventuel renvoi... dans quatre
ans?»

Le droit d'etre entendu sur la question du renvoi n'est
assure. en cours de procedure d'asile, que par une
question de routine ä la fin de l'audition federale
(«qu'avez-vous ä dire ä ce sujet?»). Pour beaucoup des
cas anciens pour lesquels l'idee d'une solution humani-
taire a ete emise. cette audition a dejä eu lieu de longue
date sans qu'une decision definitive ne soit prise sur
leur cas. Or il est clair qu<; la duree du sejour en Suisse
modifie fondamentalement les donnees (anciennete.
integration) qui determinent l'attriburion d'un permis B
«pour cas de rigueur». Il n'est donc pas possible de
considerer que le droit d'etre entendu sur cet aspect de
la decision est valablement accorde par l'audition ini-
tiale ou par les arguments du recours. ce dernier restant
souvent lui-meme sans reponse pendant des annees.
C'est pourtant ce qui se passe, puisque le requerant qui
a depose san recours il y a 6 mois. deux ans ou quatre
ans n'est pas informe de la decision comptementaire qui
va etre prise sur son cas, sous l'angle humanitaire,
parallelement ä la decision sur l'asile.
Dans la pratique. l'examen en fin de parcours des
aspects humanitaires d'un dossier d'asile reste plusieurs
annees en attente correspond ä une procedure secrete ä
l'interieur de la procedure d'asile. Le DFJP ne le nie
d'ailleurs pas. qui a repondu au CSP-Geneve, en date
du 10 juin 1986: «nous n'envisageons pas d'informer les
recourants de la date ä laquelle nous sollicitons le
preavis cantonal. l'autorite cantonale competente
devant pouvoir se determiner en taute objectivite. sans
se trouver sous la pression d'interventions et d'in-
fluences diverses».
En bref. le sort du requerant va se jouer sans qu'il le
sache (il artend patiemment la reponse au recours
depose un ou deux ans avant) et sans que celui-ci puisse
expliquer sa Situation personnelle. dont il est evident
qu'elle a pu evoluer avec le temps. Or la notion de
«rigueur personneile» necessite la pnse en compte
d'elements personnels et subjectifs. qui n'apparaissent
pas forcement dans le dossier d'asile. En outre, les



donnees dont disposent les autorites cantonales au sujet
de l'evolution de la Situation familiale ou protession-
nelle du requerant peuvent s'averer incompletes ou
erronees. Il semblerait meme que les cantons ne dispo-
seraient meme pas du recours de l'interesse au moment
d'etablir leur preavis. Depuis peu. le Service des
recours termine en effet son accuse de reception par la
phrase: «II vous est loisible d'envoyer une copie de
votre recours ä la Commission cantonale de preavis en
matiere de requerants d'asile. case postale.... etc. ».
Mais aucun des requerants dont le recours a ete depose
de longue date n'a re?u de notification equivalente.
Ignorant ce qui se passe. ils ne peuvent evidemment pas
non plus demander communication du dossier pour
prendre connaissance des pieces qui sv seraient ajou-
tees et rectifier ou completer certaines indications.

Donnees unilaterales - decisions contestables

^es resultats de cette procedure «ä l'aveugle» ne peu-
vent manquer de susciter la controverse. Parmi les
dossiers genevois. le cas le plus flagrant est sans doute
le refus d'accorder un permis humanitaire ä deux
malades graves dont les medecins attestent qu'un rapa-
triement pourrait entrainer leur mort. Ces elements
n'apparaissaient evidemment pas dans la procedure
d'asile. Dans le cas d'un autre requerant. convoque par
la police en vue de son expulsion. tout a ete bloque in
extremis lorsqu'on s'est aper^u que l'interesse avait
deux enfants nes hors mariages, dont la presence sem-
blait avoir echappe au fonctionnaire Charge de selec-
tionner les cas repondant aux criteres humanitaires. On
observe egalement une decision qui donne comme rai-
san le chömage de l'interesse depuis une annee. alors
que celui-ci detient toutes les attestations prouvant qu'il
a toujours travaille. Dans plusieurs cas. le montant
excessif de l'assistance est invoque comme preuve de
non-inteeration. alors que de simples verifications mon-
.rent. par exemple. que certains frais d'assistance ont
ete reportes artifidellement d'une annee sur l'autre.
Il est evident que sur l'ensemble des decisions non
motivees ou inconnues des organismes de defense.
d'autres refus d'accorder un permis pour cas de rigueur
ont egalement pour origine des donnees lacunaires ou
erronees. qui ne pourront que se repeter tant que les
autorites federales n'auront pas remedie aux vices de
cette procedure par quelques mesures simples:
. La communication ä l'interesse de la demande de
preavis adressee au canton. avec la possibilite de com-
muniquer ä ce dernier taute donnee urile dans un delai
determine.
. La possibilite pour le requerant de prendre connais-
sance des elements du dossier se rapportant aux cnteres
d'appreciation etablis par le DFJP. de ta^on ä pouvoir y
apporter d'eventuels complements ou rectiticaiits.
Droit d'etre entendu. communication des pieces du
dossier: deux exigences elementaires de toute proce-
dure administrative. Sans satistaire ces exiaences mini-

males pour parvenir ä une decision equitable. la crea-
tion de commissions ad hoc proposee par Mme Kopp

DFW12.S. 1986I. S. T. N.. N 127435
DFW8.8. 1986i. S. D.A.. N 127473

Asylunwürdigkeit wegen deliktischer Handlung vor Verurteüung
(Abstützen auf Geständnis» / abstrakte Strafandrohung ist mass-
gebend

Aus den Enväsunsen (identisch):

"Ferner ist der Gesuchsteller geständig. in qualifizierter Weise gegen
das Betäubunesmitteleesetz (BMG) verstossen zu haben, so dass ihm
weeen verwerflicher Handlungen (Verbrechen) das Asyl- unabhän-
äs von seiner Asvlbesründung - wegen Unwürdiekeit verweigert
werden muss (An. K Asvleesetz).

Dabei spielt die Höhe der zu erwartenden Strafe keine Rolle. Für die
Qualifizierung einer Straftat ist ausschlaggebend. mit welcher Strafe
die Tat bedroht ist.»

DFW30. 5. 1986i. S. M. M.. N123929

Asylunwürdigkeit wegen deliktischer Handlung vor Verorteilung
(Abstützen auf Beweisiage)
Aus den Erwäsuneen:

«Der Gesuchsteller befindet sich wegen verwerflicher Handlungen
(Verbrechen) in der Schweiz in Haft. Gemäss unseren Informationen
ist erwiesen, dass sich der Gesuchsteller wegen schweren Verstosses
gegen das Betäubunssmitteleesetz schuldig gemacht hat. Die Strafsa-
ehe wurde dem Kriminaleericht des Kantons Luzem zur Beurteilung
überwiesen. Dem Gesuchsteller muss deshalb das Asyl - unabhängig
von seiner Asylbegründung - wegen Unwürdigkeit verweigert wer-
den (Art. SAsvleesetz).»

DFW24.4. 1986i. S. T. A.. Nl22026

Asylunwürdigkeit wegen deliktischer Handlung: Verurteilung zu
geringer Freiheitsstrafe
Aus den Ero'äauneen:

«Der Gesuchsteller ist wegen verwerflicher Handlungen strafrecht-
lich verurteilt worden, so dass ihm das Asyl - unabhängig von seiner
Asvlbeeründuna - weeen Unwürdigkeit verweieert werden muss
(Art. 8 Asvlgesetzl.»

(Der Gesuchsteller wurde wegen Widerhandlung gegen das BMG -
Art. 19 Ziff. l - zu einer bedingten Get'änenisstrafe von 14 Tagen
verurteilt.)

Kommentar:

Im Lichte der strafrechtlichen Unschuldsvermumng hinterlassen
Asvlvem'eiserungen ohne rechtskräftiges Strafurteil ein ungutes

Gefühl. Zwar ist eine «verwerfliche Handlung» im Sinne von Art. 8
Asyleesetz nicht zwangsläufig mit einer deliktischen Handlung gleich-
zusetzen. Wenn aber schon die Beaehune eines Delikts als Grund

genannt wird. sollte das Urteil abgewartet werden. Es ist ja vorstell-
bar. dass ein Freispruch erfolgt (z. B. wegen falschen Geständnisses)
oder dass trotz Erfüllung eines objektiven Tatbestandes Rechtferti-
gungs- oder Schuldausschliessungsgründe vorliegen.
Auch das unflexible Abstützen auf die abstrakte Strafandrohung
weckt Bedenken angesichts der weiten Strafrahmen vieler Gesetzes-
bestimmuneen. Darf die kostenlose Weitergabe einiger Gramm
Haschisch (Strafrahmen: Busse bis 3 Jahre Gefängnis) oder ein
einfacher Ladendiebstahl (3 Tage Gefänenis bis 5 Jahre Zuchthaus)
zur Venveigeruns des Asyls führen? Stö

dans une circulaire aux directions cantonales de police
datee du 14 avril 1986 n'y change pas grand-chose. A
moins que ses membres. comme l'ont fait les cinq
«sages» genevois dans certains cas particuliers. ne pren-
nent eux-memes l'initiative. consratant l'insuffisance
des dossiers fournis par l'administration. de proceder
eux-memes ä l'etablissement des faits en convoquant
devant eux le requerant dont le sort repose sur leur
verdict. Yves Brutsch



La pratique dans les cantons

Centre pour refugies ä l'aeroport de Geneve-Cointrin

Application avant l'heure de la Loi sur 1'asUe revisee
Au mois de juillet dernier. le Conseil d'Etai eenevois a annonce la
creation d'un «Centre d'accueil pour refuaies» ä l'aeroport de
Geneve-Cointrin. Ce centre serait. selon ceiie decision. charge de
l'examen de toutes les demandes d'asile presentees par des eiransers
se trouvant «illeaalement» en Suisse. Pour ces cas. la procedure
appliquee serait en deux eiapes: tout d'abord octroi ou refus d'une
autorisatiorid'entree e( ensuite autorisation de sejour en Suisse pour
la du.ree de la procedure d'asile ou ret'oulement.
Concretement. cela a sienifie que depuis le mois de juillet des
requerants d'asile sans papiers et/ou visas valables se retrouvent
auromatiquemenl en detenlion au cenire pour des durees allani de 24
heures ä quatre jours. En outre. taute entree ou sonie de ce cenire
doit - necessairement - faire l'objet d'une decision soit des autontes
senevoises. soit de l'Office federal de la police. Le cenire est situe au
baut de la piste d'atterrissaae; il est entoure de deux clötures. dont la
premiere est surmontee de barbeles. L'acces d'un mandataire est
soumis ä la delivrance prealable d'un laissez-passer. Ce centre pret'i-
gure sans doute les postes-trontieres oblisatoires prevus par la revi-
siondel'art. 13 de laLoitederalesurl'asile (LFA).
Or. la creation de ce centre pose veritablement probleme. Tout
d'abord. il porte mal san nom. Cense etre un lieu d'accueil. il
apparait bien plus comme un lieu de dissuasion ä l'encree et de
persuasion au depan. Il ne temoigne en tout cas pas d'une politique
d'asile ouvene.

Ensuite. la procedure qu'il insiaure n'est pos prevue par la LFA.
Rappelons que la LFA prevoit actueiiemeni deux cas de tiauie pu-ar
la presenialion d'une demande d'asile. L'art. 13 regle le cus de ia
demande presentee ä la t'rontiere. Dans ce cas. soit le posie fronriere.
soit encore i'Office tederal de la police sont en droit d'autoriser ou de
retuser l'entree en Suisse. selon les conditions fixees par l'art. 13
LFA et l'art. 5 de l'Ordonnance sur l'asile du 12 novembre 1980
(OA). Ce n'est qu'une fois l'autorisation d'entree accordee que
['Office tederal de la police est en droit de statuer. en vertu de
l'art. 19 LFA. sur l'autorisation de sejourner en Suisse durant la
procedure.
L'art. 14 LFA dispose: «L'etranger qui se irouve en 'luisse presente
sa demande d'asile ä l'autorite du canion dans lequel il possede une
autorisation de residence ou. s'il nen a pos. ä l'autorite du camon
dans lequel il sejourne. » Le texte de ceite disposirion est clair La
procedure cantonale s'applique. que le requerant dispose d'un iilre
de sejour ou non en Suisse. Dans ce cas. l'Office tederal de la police
ne se penche que sur la queslion de l'autorisaiion de seiour durani la
procedure (art. 19 LFA). et pas sur l'autorisation d'enrree.
Ör. le Conseil d'Etat eenevois applique maintenant la procedure de
I'art. 13 aux requerants d'asile ne disposant pas d'un [itre de sejour
en Suisse. el qui s'annoncent ä Geneve au Contröle de l'habitant.
Cela constitue manitestement une violation de l'art. 14 LFA. Le
Conseil d'Etat essaie de s'en sortir en areuant que l'art. 13 esi une
disposition generale. qui prend le pas sur i'art. 14 qui est une disposi-
tion speciale. Rien.dans la LFA ne permet une (eile interpreialion. 11
s'aeit, en realite. de deux dispositions de rang egal qui reslent des cas
differents. Une teile interpretation est contirmee ä l'examen du texte
de l'art. 13 revise. qui n'esi pas encore entre en vigueur: «^ous
reserve de l'art. 14. les demandes d'asile ne peuveni eire presentees
eiu'ä lafromiere. " Le chaneemeni avec le texte actuel est trappant:
«L'etraneer qui demande asile en se presentant ä la trontiere esi
auiorise par le poste froniiere a entrer...»
Par consequent. le «rel'oulement au poste trontiere». tel qu'il est
pratique actuellement par le Conseil d'Etat, est illegal. C'est si vrai
que l'Office federal de la police. et son Deleeue aux retugies.
M. Arbenz. ne rendeni pas de decision d'auiorisation d'entree pour
les requerants detenus au cenire. Ils se bornent ä se^prononcer sur
l'autorisation de sejour durant la procedure (art. 19 LFA)!
Il y a plus grave cependant. La detenüon subie par les requerants
d'asile au centre n'est hiuee sur uucune disposition lefale claire.

Aucune disposition de la LFA ne prevoit la possibilite de detenir un
requerant durant la procedure d'asile. L'examen de I'OA confirme
cette interpretation. En et'fet. l'art. 6 alinea l OA. qui regle la
procedure au plan cantonal. dispose: «Le requerant doit se presenter
sans retard et personnellement ä l'autorite cantonale et lui remettre
ses papiers de legitimation. » Plus loin. l'art. 6a alinea l OA precise les
mesures comraignantes, qui peuvent etre prises ä l'encontre d'un
requerant: «Si le requerant ne peut pas prouver son identite ou ne le
peut que de maniere insutfisante. l'autorite cantonale prend des
mesures pour l'identit'ier et le personnaliser. A defaut de mesures
moins contraienames. eile prend des empreinies digitales et une
ptiotographie.» Le sens de cette disposition est clair. La prise d'em-
preintes digitales et d'une photographie esi consideree. par le legisla-
teur. comme une mesure contraisnante qui limite la liberte person-
nelle. Or. en parlant de mesures moins contraianantes. l'OA entend
bien sienifier que ces mesures sont les plus contraignantes qui peuvent
etre prises ä l'encontre d'un requerant. Il en decoule qu'une deten-
tion. mesure autrement plus contraignante. ne saurait se baser sur les
dispositionsdelaLFA.
Dans ce sens. le «Centre d'accueil pour refueies» constitue un lieu de
detenlion. eriee en violation de la loi.

L'exemple est inquietant. Il temoiene d'une preripitation politique
qui traite avec beaucoup de legerete un certain nombre de principes
juridiques - exieence d'une base legale claire pour les actes de
l'administration. droit constitulionnel ä la liberte personnelle el inter-
diction de l'arbitraire. La validite des principes se mesurant ä l'appli-
cation qui en est faite aux plus faibles et demunis. on est en droit de
s'alarmer. C'est pourquoi il faut esperer que le Tribunal federal
suisse. qui a ete saisi de plusieurs recours de droit public par des
requerants d'asile. saura redresser la balance.

Jacques Schneider

Neuerscheinungen

Fluchtpunkte - Menschen im Exil. 352 S.. Hrsg. Rudolf Karlen im
Lenos Verlae. Wallstrasse 9. 4051 Basel. Fr. 28- (Sept. 86)

.
Vfe/ir als zwei Dutzend F'lüchtlinesgeschichten erzählen über die Zeit
ron 1940 bis 1986 aus der Sicht und der Betroffenheit der Vertriebe-
nen in der Schweiz. Es sind Geschichten, die weit über die «Erledi-
suns des Falles» hinausreichen - in Erlebnisse. Empfindungen und
Schwieriekeicen. die den mit der Asylgewährune sich befassenden
Beamten. Anwälten und Rechtsberatern meist anvertraut sind. Die
rom (stände wechselnden) Subjekt aussehende Betrachtungsweise
tur su[: endlich mal keine objektive und auseewogene Studie.
Geschichten statt Geschichte. Stö

European Lawyers Workshop on the Principle of «Countryof First
Asvlum». 84 S.. Heft Nr. 16. Hrsg. ZDWF. Postfach 30 10 69. D-
5300 Bonn 3. DM 15.-. (Aug. S6). (englisch)

Diese semeinsame Publikation von ECRE (European Consultation
on Refueees and Exiles. London) und ZDWF {Zentrale Dokumen-
;ationssKlle der freien WohlfahrtspHege für Flüchtlinge. Bonn) stellt
in dieser Dokumentation die Rechtslage und Praxis zur Problematik
«Erstasvlland/anderweitiger Schlitz» in folgenden Ländern zusam-
men: A. B. DK. F. D. NL. P. S. CH. OB und USA. Verfasse wurden
Jie Länderbeiträge von Vertretern der jeweiligen Flüchtlingshilfsor-
aanisationen. ^tö

Amnestv International: Sri Lanka - Folter, staatlicher Mord. «Ver-
schwindenlassen» (Sept. 86); «Disappearances» in Sri Lanka (Sept.
S6. aktualisierte Fassung, bislang nur auf englisch).


